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Das Jahr 2016 neigt sich dem Ende zu, es war ein Jahr, in welchem die Bewohner 
zweier bedeutender Länder durch Abstimmung bzw. Wahl Grundsatzentschei-
dungen getroffen haben, welche in den nächsten Jahren wohl zu weitreichenden 
politischen und wirtschaftlichen Veränderungen sowohl national als auch inter-
national führen werden. Wir haben das Ergebnis der Abstimmung des britischen 
Volkes über den BREXIT zum Anlass genommen, einen Vortrag zu diesem Thema 
gemeinsam mit dem Tauriska Kulturverein im Kammerlanderstall in Neukirchen 
zu veranstalten. Als Vortragende konnten wir die in Brüssel tätige EU-Expertin Pia 
Hüttl MA MSc. gewinnen, welche den zahlreichen Vortragsbesuchern einen span-
nenden Einblick in das Thema BREXIT gewährt hat. Zudem finden Sie in dieser 
Ausgabe von Steuern und Trends von Pia Hüttl einen spannenden Beitrag, welcher 
sich mit der Europäischen Zentralbank und den wahren Ursachen der niedrigen 
Renditen beschäftigt. 

Im September haben wir außerdem gemeinsam mit dem Privatvermieter Verband 
Salzburg einen sehr gut besuchten Vortrag veranstaltet. Mehr als 230 Teilnehmer 
erfuhren von den beiden Vortragenden Stb. MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M. (Euro-
pean Law) und Stb. Mag. Julian Holleis wichtige steuerliche Informationen und 
Neuigkeiten im Bereich der Privatzimmer- und Appartementvermietung.

Im Jahr 2016 wurden zwei große Gesetzesvorhaben konkret umgesetzt. Zum einen 
besteht ab 01.01.2016 für eine Vielzahl von Betrieben die neue Registrierkassen-
pflicht. In vielen Betrieben haben die Finanzämter Kassenprüfungen (Kassennach-
schau) durchgeführt, laut Informationen des BMF hat sich jeder fünfte Betrieb nicht 
an die ab 2016 geltenden Pflichten gehalten (z.B. Belegerteilungspflicht). Das Finanz-
ministerium hat heuer im Bereich der Umsatzsteuer bisher erhebliche Mehreinnah-
men erzielt, welche in erster Linie auf die Einführung der Registrierkassenpflicht 
zurückgeführt werden. Daneben hat natürlich auch die teilweise Anhebung des 
Mehrwertsteuersatzes von 10 % auf 13 % einen Anteil. Mehr über die Registrierkasse 
und deren Sicherheitseinrichtung finden Sie in einem Artikel in dieser Ausgabe.

Das andere große Gesetzesvorhaben, welches heuer umgesetzt wurde, ist die Einfüh-
rung des zentralen Kontenregisters. Seit Anfang Oktober 2016 hat nun die Finanz-
behörde die Möglichkeit, durch Einsichtnahme in das Kontenregister festzustellen, 
welche österreichischen Bankkonten, Sparbücher, etc. einem konkreten Steuer-
pflichtigen zugeordnet sind. Der gläserne Mensch wird immer mehr zur Realität, die 
Transparenz wird immer größer, das Bankgeheimnis wurde de facto abgeschafft.

Das Themenspektrum dieser Kanzleizeitung erstreckt sich ausgehend von den 
voraussichtlichen Steuergesetzesänderungen im Herbst 2016, die ertrag- und um-
satzsteuerliche Behandlung von Weihnachtsgeschenken, das Ende der EU-Quel-
lensteuer, Tipps zur Gewinnverlagerung bei Einnahmen-/Ausgabenrechnern, Infos 
zum Gewinnfreibetrag bis hin zu den Aufbewahrungspflichten und vieles mehr. Ein 
wichtiges außersteuerliches Thema stellt das neue Erbrecht ab 2017 dar. 
Stb. Julian Holleis stellt diese Änderungen in einem interessanten Artikel vor. 

Weiters setzt unser PV-Team einen Artikelschwerpunkt auf das Aus für die tägliche 
Geringfügigkeitsgrenze ab 01.01.2017, die Steuerfreiheit von Aushilfstätigkeiten und 
die Bestimmungen für die Mitarbeit von Familienangehörigen sowie eine Übersicht 
über die ab 2017 geltenden SV-Werte.

Wir möchten uns bei Ihnen für das Vertrauen und die langjährige Treue bedanken. 
Im Namen unserer Mitarbeiter, Kollegen und Partner wünschen wir ein besinnlich-
es Weihnachtsfest und vor allem ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2017.

Stb mag. Thomas Fritzenwallner

Editorial 

Mag. Thomas Fritzenwallner
Steuerberater, Geschäftsführer

Heinrich Fritzenwallner
Steuerberater

Mag. Bernd Maier
Steuerberater - Kooperationspartner
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Vortragende:

Stb. MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M. (European Law) 
und StB Mag. Julian Holleis 

Der gemeinsam veranstaltete Vortrag des Privatver-
mieter Verbands Salzburg und der Steuerbüros 
Fritzenwallner - Gandler Wirtschaftstreuhand- und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH und Pülzl Fritzen-
wallner Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuer-
beratung GmbH am 15.09.2016 um 19:00 Uhr im Natio-
nalparkzentrum in Mittersill war ein großer Erfolg.

Von den beiden Vortragenden Stb. MMag. Dr. Peter 
Pülzl, LL.M. (European Law) und StB Mag. Julian 
Holleis erfuhren mehr als 230 interessierte Teilneh-
mer an diesem Abend alles über „Steuerliche Grund-
lagen und Neuerungen für Privatzimmer- und 
Appartementvermieter“.

Die Themenfelder waren spannend und mit praktischen 
Beispielen nachvollziehbar aufbereitet.

Inhalte waren beispielsweise:
	 Abgrenzung zwischen Privatvermietung und Gewer-

bebetrieb

	 Landwirtschaft und Privatzimmervermietung (Urlaub 
am Bauernhof)

	 welche Aufzeichnungen sind verpflichtend zu führen, 
wie ist es mit der Registrierkassenpflicht

	 welche Mehrwertsteuersätze sind für die Beherber-
gung, Endreinigung u. Frühstückservice zu beachten

	 die Kleinunternehmerregelung in der Umsatzsteuer 

	 Vorsteuerabzugsmöglichkeiten bei Umbau, Neubau 
und Inventar

	 Abschreibungsmöglichkeiten für Gebäude und  
Betriebsausstattungen (z.B. Homepage, PC)

	 Ortstaxe und Tourismusbeitrag 

Beim anschließenden Buffet haben sich noch viele 
interessante Gespräche und Diskussionen zu diesen 
Themen entwickelt.

Gerne stehen wir Ihnen als verlässlicher Partner 
in der Region Nationalpark Hohe Tauern für alle 
steuerlichen und betriebswirtschaftlichen  
Fragen jederzeit zur Verfügung.

Rückblick auf unseren Vortrag 
„Steuerliche Grundlagen und Neuerungen für Privatzimmer- und Appartementvermieter“

... zur Geburt ihrer Tochter Eva im September 2016 

Wir gratulieren

Gabi Foidl und Herbert Lahnsteiner
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„Der Brexit und seine Folgen“

v.l.n.r.: Christian Vötter, Pia Hüttl MA MSc., StB Hermann 
Gandler, StB Mag. Thomas Fritzenwallner 

Zu diesem aktuellen Thema luden der Tauriska Kul-
turverein und die Firma Fritzenwallner-Gandler Wirt-
schaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft 
mbH am 29.09.2016 im Tauriska-Kammerlanderstall 
in Neukirchen am Großvenediger ein. Als Vortragende 
konnte Frau Pia Hüttl gewonnen werden.

Am Beginn hat Pia Hüttl unter dem Titel „GB and 
EU – a difficult love affair“ die Historie der Beziehung 
zwischen der EU und Großbritannien beleuchtet. Auf-
bauend auf der Geschichte wurden dann die Grund-
fragen rund um die wirtschaftlichen und politischen 

Folgen des Brexits behandelt und mögliche Austritts-
szenarien näher erläutert. Es wurden beispielsweise 
die Unterschiede und Wirkungen eines harten bzw. 
weichen Austrittsszenarios erklärt. Im Anschluss an 
den spannenden Vortrag hat sich mit den über 100 
Zuhörern zu diesem Thema noch eine lebhafte Diskus-
sion mit vielen Fragen entwickelt.

Die Vortragende Pia Hüttl wurde am 11.6.1987 in 
Krimml geboren. Nach Abschluss der Hauptschule 
in Neukirchen und der Handelsakademie in Zell am 
See entschloss sie sich für ein Studium im Ausland. 
In Rom schloss sie ein Volkswirtschaftsstudium an 
der Universität Tor Vergata ab, bevor sie in London 
noch einen Master in europäischen Politik- und 
Wirtschaftswissenschaften absolvierte. Seit 2012 ist 
sie in Brüssel tätig und nach Arbeitserfahrungen in 
der Europäischen Kommission und der Europäischen 
Zentralbank ist sie nun Affiliate Fellow der Brüssler 
Denkfabrik Bruegel.

Als Steuerberatungskanzlei sind wir sehr stolz, 
gemeinsam mit dem Tauriska Kulturverein dieses ak-
tuelle wirtschaftliche Thema einem breiten Publikum 
eröffnet zu haben.

StB Mag. Julian Holleis

Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten bis € 400,00 betragen, können steuerlich im 
Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden. Eine Absetzung für Abnutzung (AfA) kann 
erst ab Inbetriebnahme des jeweiligen Wirtschaftsgutes geltend gemacht werden. 
Erfolgt die Inbetriebnahme des neu angeschafften Wirtschaftsgutes noch kurzfristig bis zum 
31.12.2016 und liegen die Anschaffungskosten über € 400,00, steht eine Halbjahres-AfA zu.

Tipp von Bettina Wechselberger 

Erwerb von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern bzw. 
Halbjahresabschreibung

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Registrierkassensicherheitseinrichtung 
ab April 2017! (Stand November 2016)

Ab 01.04.2017 tritt die Registrierkassensicherheitsver-
ordnung in Kraft. Das heißt, die Registrierkasse muss 
mit einer Signaturerstellungseinheit ausgestattet wer-
den und sie muss darüber hinaus auch beim Finanz-
amt registriert werden.

Durch die Signaturerstellungseinheit werden alle 
Barumsätze chronologisch miteinander verknüpft und 
diese Reihenfolge ist durch den aufgedruckten QR-
Code nachprüfbar. Im Falle von Manipulationen kann 
die Verknüpfung nicht mehr korrekt erstellt werden 
und das wird bei einer Überprüfung sofort sichtbar.

5 Schritte – korrekte Inbetriebnahme und 
Registrierung der Sicherheitseinrichtung:
1.	 Zunächst muss eine Signaturkarte erworben 

werden. Die meisten Kassenhersteller haben einen 
Vertrag mit einem der drei zugelassenen Ver-
trauensdiensteanbieter, die diese Signaturkarten 
vertreiben dürfen.

2.	 Wenn bereits eine Registrierkasse vorhanden 
ist, was meistens der Fall sein wird, so wird ein 
Software-Update erforderlich sein, damit die Initia-
lisierung der Registrierkasse mit der Signaturkarte 
erfolgen kann. Danach muss diese Verbindung 
hergestellt werden. -> Wichtig ist, dass sämtliche 

„alte“ Geschäftsfälle vor der Initialisierung geson-
dert abgespeichert werden.

3.	 Nach der Initialisierung muss unbedingt ein Start-
beleg mit dem Betrag Null erstellt werden.

4.	 Bis spätestens 31.03.2017 muss die Registrierkasse 
und die Sicherheitseinrichtung beim Finanzamt re-
gistriert werden. Das erfolgt entweder über Finan-
zOnline oder je nach technischer Ausstattung des 
Systems kann auch eine direkte Datenübermittlung 
stattfinden. Für neue Betriebe oder solche, die 
bisher keine Registrierkasse verwenden mussten, 
ist die Registrierung innerhalb einer Woche nach 
Startbelegerstellung erforderlich.

5.	 Als Abschluss muss nur noch geprüft werden, ob 
die Registrierung erfolgreich war. Dafür wurde 
vom Bundesministerium für Finanzen (BMF) eine 
eigene App (BMF Belegcheck) entwickelt. In diese 
App muss einmalig der Authentifizierungscode 
eingegeben werden, der sich aus der FinanzOn-
line Registrierung ergeben hat. Ohne diesen Code 
sind die Daten des QR-Codes nicht lesbar, was der 
korrekten Umsetzung der Registrierkassensicher-
heitsverordnung widersprechen würde.

Manuela Rainer

Neu im TeamMichael Scharler
Jahr der Geburt	 1991

Sternzeichen	 Steinbock

Hobbys	 Schwimmen, Biken, Wandern, Reisen, Skifahren

Ausbildung	 –	 Bilanzbuchhalterprüfung WIFI 2015
		  –	 Buchhalterprüfung WIFI 2014
		  –	 Raiffeisenbank Piesendorf 2011 – 2016
		  –	 Präsenzdienst 2010 – 2011
		  – 	BHAK Zell am See 2005-2010

Arbeitsbereich	 Buchhaltung, Bilanzierung
im Team seit	 Oktober 2016
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Weihnachtsgeschenke für Mitarbeiter und Kunden

Ertragsteuerliche Behandlung 
von Geschenken 

Geschenke an Mitarbeiter sind für den Arbeitgeber im-
mer Betriebsausgaben und somit aufwandswirksam.

Für den Mitarbeiter sind Geschenke grundsätzlich 
Sachzuwendungen und unterliegen eigentlich der 
Lohnsteuer und der Sozialversicherungspflicht. Als 
Ausnahme wurden Sachgeschenke mit einem Wert 
von bis zu € 186,- pro Mitarbeiter und Jahr vom Ge-
setzgeber steuer- und sozialversicherungsfrei ge-
stellt. Auch Goldmünzen oder Gutscheine werden als 
Geschenk anerkannt, sofern sie nicht in bar ablösbar 
sind. Geschenke sollten an alle Mitarbeiter gleicher-
maßen verteilt werden, eine individuelle zusätzliche 
Entlohnung gilt hierbei nicht. Geldzuwendungen sind 
immer steuerpflichtig.

Kundengeschenke zählen zu den sog. „Repräsentati-
onsaufwänden“ und sind für den Unternehmer nicht 

steuerlich absetzbar. Lediglich bestimmte Werbege-
schenke können als Betriebsausgabe abgesetzt wer-
den. Das wären zB. Kugelschreiber mit Firmenlogo, 
T-Shirts mit Aufschrift usw.

Umsatzsteuerliche Behandlung 
von Geschenken

Sowohl für Mitarbeitergeschenke als auch für Kunden-
geschenke gilt: wenn der Erwerb des Geschenkes zum 
Vorsteuerabzug berechtigt hat, so ist die Weitergabe 
umsatzsteuerpflichtig. Als Bemessungsgrundlage 
gelten die Anschaffungskosten zuzüglich allfälliger 
Nebenkosten und im Falle der Eigenherstellung die 
Selbstkosten. Eine Ausnahme besteht für geringfügige 
Geschenke, wie Getränke am Arbeitsplatz oder Ku-
gelschreiber, Feuerzeuge und Ähnlichem. Für Werbe-
geschenke gibt es eine weitere Ausnahme, wenn der 
Wert pro Kunde und Jahr € 40,- nicht übersteigt, so ist 
ebenfalls keine Umsatzsteuer zu entrichten.

Manuela Rainer

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern gilt das Zufluss-Abfluss-Prinzip. Es ist darauf zu achten, 
dass nur Zahlungen den Gewinn verändern und nicht der Zeitpunkt des Entstehens der Forde-
rung oder Verbindlichkeit, wie dies bei der doppelten Buchhaltung (= Bilanzierung) entschei-
dend ist. Durch gezielte Planung kann somit das Jahresergebnis optimal gestaltet werden.

Beim Zufluss-Abfluss-Prinzip ist jedoch insbesondere für regelmäßig wiederkehrende Ein-
nahmen und Ausgaben (z.B. Löhne, Mieten, Versicherungsprämien, Zinsen) die fünfzehntägi-
ge Zurechnungsfrist zu beachten.

Beispiel: 
Die Mietzahlung für Dezember 2016, die am 31.12.2016 fällig ist und am 15.01.2017 bezahlt wird, 
gilt aufgrund der fünfzehntägigen Zurechnungsfrist noch im Dezember 2016 als bezahlt.

Tipp von Klaus Thöne

Glättung der Progression 
bzw. Gewinnverlagerung bei 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnern



steuern und trends8

Wenn eine österreichische Bank an einen nicht in Ös-
terreich ansässigen EU-Bürger Zinsen ausbezahlt, muss 
sie anstelle der Kapitalertragsteuer die sogenannte EU-
Quellensteuer einbehalten. Im Gegensatz zur Kapitaler-
tragsteuer beträgt die EU-Quellensteuer 35 %.
Österreich ist das letzte Mitglied der Europäischen 
Union mit Quellensteuer. Mit Ende 31.12.2016 endet 
diese Steuer aber auch in Österreich.

Gemeinsamer Meldestandard und  
automatischer Informationsaustausch
Inländische, an nicht in Österreich ansässige EU-Bür-
ger ausbezahlte Zinsen sind ab dem Jahr 2017 grund-
sätzlich auch weiterhin in Österreich steuerbar, in der 
Regel mit der Kapitalertragsteuer von 25 % bzw. 27,5 %.
Österreich wird nun mit allen anderen Unionsmitglie-
dern und bestimmten anderen Drittstaaten an einem 
automatischen Informationsaustausch teilnehmen. Die-
sem automatischen Informationsaustausch haben sich 
mittlerweile fast 100 Staaten angeschlossen, darunter 
alle EU-Länder sowie die Schweiz und Liechtenstein. 
Österreichische Finanzinstitute müssen einen gemein-
samen Meldestandard einhalten. Sie müssen Konten 
von in der EU (außer Österreich) oder einem teilneh-
menden Drittstaat steuerlich ansässigen natürlichen 
und juristischen Personen an das österreichische 
Finanzamt melden. 

Ab 2017 übermittelt das österreichische Finanzmi-

nisterium jährlich Daten über diese Konten an die 
Finanzbehörden der Ansässigkeitsstaaten. Bekanntge-
geben werden folgende Daten:

	 Name des Kunden

	 Adresse

	 Ansässigkeitsstaat(en)

	 Steueridentifikationsnummer(n)

	 Geburtsdatum/-ort (bei natürlichen Personen)

	 Konto-/Depotnummer(n): Spar-, Einlagen-,  
Giro- und Depotgeschäft

	 Kontosalden/-werte zum Jahresende bzw. per  
Auflösungdatum des Kontos

	 Kapitalerträge, andere Erträge aus den Vermögens-
werten auf dem Konto und Veräußerungserlöse.

Hinweis 
Der Informationsaustausch ab 2017 beruht auf Gegen-
seitigkeit. Auch ausländische Finanzbehörden werden 
Daten über Konten von Österreichern an die österrei-
chische Finanz weiterleiten. 

StB Mag. Julian Holleis

Ende der EU-Quellensteuer

Neu im TeamRebekka Kröll
Jahr der Geburt	 1991

Sternzeichen	 Skorpion

Hobbys	 die Natur genießen, wandern, reisen, gute Bücher

Ausbildung	 –	 BORG-Mittersill 2006 – 2010
		  –	 Lehramtsstudium Mathematik und
			   Geographie & Wirtschaftskunde 2011 – 2014
		  –	  Businesskolleg der BHAK I Salzburg 2014 – 2016
		  – 	Praktikum bei Bilanzbuchhaltung Kapeller 

Arbeitsbereich	 Buchhaltung
im Team seit	 Oktober 2016
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Personal-
verrechnung

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Werte für die Sozialversicherung 2016 2017

Geringfügigkeitsgrenze täglich 	 €	 31,92 		 abgeschafft

Geringfügigkeitsgrenze monatlich 	 €	 415,72 	 €	 425,70 

Grenzwert für Pauschbetrag (Dienstgeberabgabe DAG) 	 €	 623,58 	 €	 638,55 

Höchstbeitragsgrundlage täglich 	 €	 162,00 	 €	 166,00 

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 	 €	 4.860,00 	 €	 4.980,00 

Höchstbeitragsgrundlage (jährlich) für Sonderzahlungen 	 €	 9.720,00 	 €	 9.960,00 

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 
für freie Dienstnehmer (ohne Sonderzahlung) 	 €	 5.670,00 	 €	 5.810,00 

monatliche Beitragsgrundlage
AlV-Beitrag Beitragsgruppe

Werte 2016 Werte 2017

	  bis €	 1.311,00 	  bis €	 1.342,00 0 % N25a

	 von €	 1.311,01
	 bis €	 1.430,00

	 von €	 1.342,01
	 bis €	 1.464,00

1 % N25b

	 von €	 1.430,00
	 bis €	 1.609,00

	 von €	 1.464,01
	 bis €	 1.648,00

2 % N25c

	 über €	 1.609,00 	 über €	 1.648,00 3 %

Die wichtigsten veränderlichen Werte für das Jahr 2017 betragen:

Entfall der Dienstnehmer-Beiträge zur Arbeitslosenversicherung für Niedrigverdiener: 
Seit 01.07.2008 werden die Arbeitslosenversicherungs-Beiträge auf Dienstnehmerseite für Niedrigverdiener folgen-
dermaßen gestrichen bzw reduziert :

Die Arbeitslosenversicherungs-Beitragssenkung gilt auch für freie Dienstnehmer. 
Der Dienstgeber-Anteil beträgt unverändert 3 %.

Sozialversicherungs-werte für 2017
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Das Aus für die tägliche Geringfügigkeitsgrenze 
kommt ab 01.01.2017  

Die Stellungnahmen zum Ministerialentwurf des Mel-
depflicht-Änderungsgesetzes hinsichtlich Wegfall der 
täglichen Geringfügigkeitsgrenze enthielten sehr unter-
schiedliche Reaktionen. Der Hauptverband der Sozialver-
sicherungsträger sprach sich stellvertretend für fast alle 
GKK vehement dagegen aus, dass die tägliche Geringfügig-
keitsgrenze wegfällt. Vordergründig wurde argumentiert, 
dass Versicherungszeiten der Dienstnehmer wegfallen. 
Die Wirtschaftskammer begrüßte in ihrer Stellungnahme, 
dass die tägliche Geringfügigkeitsgrenze wegfällt, da dies 
weniger Abgaben für die Unternehmer und „mehr netto 
vom brutto“ für die Dienstnehmer bedeutet.

Bis 31.12.2016 gilt die tägliche Geringfügigkeits-
grenze für echte oder freie Dienstverhältnisse,

	 die für kürzere Zeit als einen Kalendermonat verein-
bart wurden und

	 wenn dem Dienstnehmer für einen Arbeitstag im 
Durchschnitt ein Entgelt von derzeit höchstens  
€ 31,92, insgesamt jedoch höchstens € 415,72 pro 
Monat gebührt (Werte 2016).

Die tägliche Geringfügigkeitsgrenze  
spielt eine Rolle bei

	 einer für eine kürzere Zeit als einen Kalendermonat 
andauernden durchgehenden Beschäftigung;

	 fallweisen Beschäftigungen an einzelnen Tagen.

Wird ein Dienstverhältnis, das für eine längere Dauer als 
einen Kalendermonat vereinbart wurde, beendet, ist das 
Entgelt auf ein Monatsentgelt hochzurechnen, um die 
richtige Beitragsgruppe zu ermitteln bzw. um feststellen 
zu können, ob ein geringfügiges oder vollversichertes 
Dienstverhältnis vorliegt.

Ab 01.01.2017 ist ein echtes oder freies Dienstverhält-
nis dann geringfügig, wenn hierfür im Kalendermonat 
kein höheres Entgelt gebührt als der Betrag der zum 
jeweiligen Zeitpunkt gültigen Geringfügigkeitsgrenze. 
Im Gegensatz zur Rechtslage bis zum 31.12.2016 ist 
ausnahmslos nur die monatliche Geringfügigkeitsgren-
ze maßgeblich; unbedeutend ist die durchschnittliche 
Höhe des Entgelts pro Arbeitstag. Die tägliche Gering-
fügigkeitsgrenze spielt ab 01.01.2017 keine Rolle mehr. 
Aufgrund der neuen Rechtslage ist es grundsätzlich 
möglich, dass der (fallweise) Dienstnehmer an einem 
einzelnen Tag ein „Tagesentgelt“ bis zur Höhe der 
monatlichen Geringfügigkeitsgrenze verdienen kann 
und es liegt dennoch ein geringfügiges Dienstverhältnis 
vor, sofern keine weitere Beschäftigung in diesem Monat 
beim selben Dienstgeber besteht.

Ab dem 01.01.2017 liegt dann keine geringfügige 
Beschäftigung vor, wenn

	 das im Kalendermonat gebührende Entgelt den 
Betrag der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze nur 
deshalb nicht übersteigt, weil Kurzarbeit vorliegt 
(Nichterreichung der Arbeitsstunden wegen Arbeits-
mangels);

	 die für mindestens einen Monat oder auf unbe-
stimmte Zeit vereinbarte Beschäftigung während 
des betreffenden Kalendermonats begonnen oder 
geendet hat oder unterbrochen wurde; 

	 es sich um die Beschäftigung als Hausbesorger nach 
dem Hausbesorgergesetz handelt (außer während 
der Zeit des Beschäftigungsverbotes, einer Karenz 
oder eines Wochengeldanspruches).

Wie verändern sich die Abgaben ab dem 01.01.2017?

Die Gesetzesänderung bringt für den Dienstgeber, 
wenn er fallweise beschäftigte Dienstnehmer im 
Unternehmen einsetzt, dann eine Ersparnis, wenn 
bisher der vollversicherte Dienstnehmer (tägliche 
Geringfügigkeitsgrenze wird überschritten, monat-
liche Geringfügigkeitsgrenze wird nicht überschrit-

ten) nunmehr aufgrund der Neuregelung ab dem 
01.01.2017 lediglich geringfügig versichert ist, weil die 
monatliche Geringfügigkeitsgrenze nicht überschrit-
ten wird. Je nach Anzahl der Dienstnehmer bzw. 
Höhe der Bruttolöhne/-gehälter fällt diese Ersparnis 
entsprechend hoch aus.
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Steuerfreiheit von Aushilfstätigkeiten 
ab 01.01.2017 

Die spezifischen Rahmenbedingungen gewisser 
Branchen, zu Spitzenzeiten ausreichend Aushilfskräf-
te zu finden, haben sich in den letzten Jahren massiv 
verschlechtert. Dies ist insbesondere in der Hotellerie 
und Gastronomie, aber auch in den anderen Dienst-
leistungsbranchen zu beobachten.

Ziel der gesetzlichen Regelungen ist es, eine Aushilfe 
für jene Personen attraktiver zu gestalten, welche 
bereits erwerbstätig sind und aufgrund dessen 
vollversichert sind. 

Auch für den Arbeitgeber bringt diese Regelung Vortei-
le: Es fallen für diese Personen keine Lohnnebenkos-
ten in Form von Kommunalsteuer, Dienstgeberbeitrag 
und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag an. Lediglich 
der Lohnzettel muss übermittelt werden. 

Die Befreiung für Aushilfskräfte steht zu wenn es 
sich um folgende Kriterien handelt:

	 Die Abdeckung eines temporären zusätzlichen Ar-
beitsanfall in Spitzenzeiten („Stoßzeiten, wie etwa 
an Einkaufssamstagen in der Vorweihnachtszeit).

	 Die zeitliche Begrenzung 
Der Arbeitnehmer kann die begünstigte Aus-
hilfstätigkeit für einen Zeitraum von höchsten 18 
Tagen pro Kalenderjahr – auch bei verschiedenen 
Arbeitgebern – ausüben. Der Arbeitgeber darf die 
Tätigkeit nur steuerfrei behandeln, wenn er in 
einem Zeitraum von nicht mehr als 18 Tagen im 
jeweiligen Kalenderjahr pro Tag eine Aushilfskraft 
oder mehrere Aushilfskräfte beschäftigt. Werden 
diese Grenzen oder die monatliche Geringfügig-
keitsgrenze überschritten, steht die Begünstigung 
von Beginn an nicht zu. Arbeitgeber, die voraus-
sichtlich an mehr als 18 Tagen eine oder mehrere 
Aushilfskräfte beschäftigen, können die Begünsti-
gungen daher von Beginn an nicht berücksichtigen. 
Die Regelung soll vorerst für die Kalenderjahre 2017 
bis 2019 befristet sein.

	 Der Arbeitslohn darf monatlich die Geringfügig-
keitsgrenze nicht übersteigen.  
Ab dem 01.01.2017 beträgt die monatliche Gering- 
fügigkeitsgrenze 425,70 €.

Es ist zu beachten, dass, wenn die Summe der an 
geringfügig beschäftigte Dienstnehmer ausbezahl-
ten Entgelte das Eineinhalbfache der monatlichen 
Geringfügigkeitsgrenze überschreitet (= 638,55 €), eine 
pauschale Dienstgeberabgabe in Höhe von 16,4 % zu 
bezahlen ist. In diesem Fall „schrumpft“ der Abga-
benvorteil hinsichtlich des Dienstgeber-Anteils zur 
Sozialversicherung auf 2,93 %.

Sonstige Konsequenzen aufgrund des Wegfalls der 
täglichen Geringfügigkeitsgrenze

	 Die Arbeiterkammer weist darauf hin, dass Personen, 
die bisher vollversichert waren und aufgrund der 
Neuregelung nur mehr in der Unfallversicherung als 
geringfügig Beschäftigte teilversichert sind, gezwun-
gen sind – wenn diese Personen auch weiterhin 
vollversichert (das heißt kranken- und pensions-
versichert) sein wollen – eine Selbstversicherung 
gemäß § 19a ASVG einzugehen, sofern keine andere 
Versicherung besteht.

	 Positiv an der Neuregelung ist, dass das Arbeiten an 
einzelnen Tagen für die Dienstnehmer attraktiver ist, 
und zwar weil beispielsweise das Arbeitslosengeld 
ungekürzt weiterhin bezogen werden kann oder weil 
ein höheres Nettoentgelt ohne den Abzug von Sozial-
versicherungsbeiträgen bezogen werden kann.

Ungeachtet dessen, dass Sozialversicherungsbeiträge 
wegfallen, wenn bisher vollversicherte Dienstnehmer 
aufgrund der Neuregelung nur mehr teilversichert 
sind, hat sich hinsichtlich der Lohnsteuer grundsätz-
lich nichts verändert. Die Bemessungsgrundlage für 
die Lohnsteuer (Tagestabelle) wird dann höher – im 
Vergleich zu bisher – ausfallen, weil beim geringfügig 
beschäftigten Dienstnehmer keine AN-Anteile zur So-
zialversicherung anfallen. Damit kommt es zu entspre-
chend höheren Lohnsteuerabzügen.
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Merkblatt für die Mitarbeit von Familienangehörgen

...	 zur bestandenen Prüfung zur 
	 diplomierten Personalverrechnerin 

Wir gratulieren

Petra Trojer

Die Gebietskrankenkassen, Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft, Wirtschaftskammer 
Österreich, Sozial- und Finanzministerium haben ein 
gemeinsames Merkblatt über die Mitarbeit von Fami-
lienangehörigen herausgegeben, welches als Leitfaden 
für Unternehmer und Behörden dient. Nachfolgend 
kurz zusammengefasst die wichtigsten Eckpunkte:
Wird ein Vereinsfest (Blaulichtorganisationen, 
Sportvereine, kirchliche oder politische Organisatio-
nen, Kellergassenfeste, etc.) geplant, wird stets nach 
tatkräftiger Unterstützung und fleißigen Helfern 
und Helferinnen gesucht. Meist finden sich dann 
Vereinsmitglieder und auch Familienangehörige von 
Vereinsmitgliedern, die bereit sind, bei der jeweiligen 
Veranstaltung tätig zu werden. In diesem Zusammen-
hang stellt sich häufig die Frage, wie solche Helfer und 
Helferinnen sozialversicherungs- und steuerrechtlich 
zu beurteilen sind und ob diese als Dienstnehmer bzw. 
Dienstnehmerinnen bei der Gebietskrankenkasse 
angemeldet werden müssen.
Helfen Personen bei einer solchen Veranstaltung mit, 
ist in erster Linie darauf zu achten, ob diese für ihre 
Tätigkeit eine Entschädigung erhalten. 

Eine solche Entschädigung kann eine Pauschale oder 
ein stundenweise gebührender Geldbetrag, Trinkgeld 
aber auch ein Sachbezug sein. Speisen und Getränke, 
die während der gegenständlichen Tätigkeit konsu-
miert werden, sind nicht als solche Sachbezüge zu 
verstehen (d.h. keine Steuer- und Sozialversicherungs-
pflicht). Wird dem Helfer bzw. der Helferin jedoch eine 
entsprechende Entschädigung gewährt, ist dieser bzw. 
diese jedenfalls bei der zuständigen Gebietskranken-
kasse zur Pflichtversicherung als Dienstnehmer bzw. 
Dienstnehmerin (gegebenenfalls im Rahmen einer 
geringfügigen Beschäftigung)anzumelden. Zudem ist in 
diesem Fall Steuerpflicht gegeben.

Erhält der Helfer bzw. die Helferin tatsächlich keine 
Entlohnung für seine Leistung, wird vermutet, dass 
diese Leistung im Rahmen eines Freundschafts- oder 
Gefälligkeitsdienstes erbracht wird. Freundschafts- 
und Gefälligkeitsdienste sind kurzfristige, freiwillige 
und unentgeltliche Dienste, die auf Grund spezifischer 
Bindungen zum Veranstalter erbracht werden. Das be-
deutet, solche Tätigkeiten müssen ohne Verpflichtung 
zur Arbeitsleistung, in einem zeitlich sehr beschränkten 
Rahmen und tatsächlich unentgeltlich erbracht werden. 
Bei echten Freundschafts- und Gefälligkeitsdiensten ist 
keine Anmeldung bei der Gebietskrankenkasse erfor-
derlich. Zudem ist keine Steuerpflicht gegeben. 
Achtung: Trinkgelder gelten dann nicht als Entgelt im 
sozialversicherungsrechtlichen Sinn, wenn sie direkt 
in die Vereinskasse fließen und nicht dem Helfer bzw. 
der Helferin als Gegenleistung verbleiben.

Leistungen von Vereinsmitgliedern 
und Familienangehörigen
Der Grundsatz, dass ein Entgeltbezug Pflichtversiche-
rung sowie Steuerpflicht begründet, gilt grundsätzlich 
für alle Helfer und Helferinnen.

Vereinsmitglieder
Bei den Vereinsmitgliedern wird aber vermutet, dass sie 
freiwillige und unentgeltliche Tätigkeiten bei von ihrem 
Verein veranstalteten Festen leisten. In diesen Fällen 
ist eine Anmeldung bei der Gebietskrankenkasse nicht 
erforderlich. Zudem ist keine Steuerpflicht gegeben.

Familienangehörige und Verwandte 
von Vereinsmitgliedern
Helfen diese Personen bei Vereinsfesten mit, gilt die 
Vermutung, dass von einem Dienstverhältnis mit 
Entgeltanspruch auszugehen ist. Werden jedoch auch 
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diese Helfer und Helferinnen freiwillig und unentgelt-
lich tätig, ist nicht vom Vorliegen eines Dienstverhält-
nisses auszugehen.
Tipp: Um die Kurzfristigkeit und Unentgeltlichkeit 
auch für Kontrollzwecke zu dokumentieren, sollte 
dies mit einer schriftlichen Vereinbarung erfolgen. 
Das Fehlen einer schriftlichen Vereinbarung führt 
allerdings nicht automatisch zu einem Vorliegen eines 
Dienstverhältnisses.
Achtung: Stehen Personen bereits in einem Dienst-
verhältnis zum Verein, kann eine Tätigkeit bei einem 
Vereinsfest, wenn sie freiwillig, nicht während der 
Arbeitszeit und natürlich unentgeltlich erbracht wird 
und es sich nicht um die gleiche Tätigkeit handelt, (z.B. 
Beschäftigung als Kellner oder Kellnerin in der Ver-
einskantine und als Schankhilfe beim Vereinsfest) auch 
ohne Entgeltzahlung und Beitragsleistung erfolgen. 

Einbindung von gewerblichen Gastrono-
miebetrieben bei Vereinsfesten
Sind gewerbliche Gastronomiebetriebe bei derarti-

gen Vereinsfesten eingebunden, ändert sich nichts 
für Helfer und Helferinnen von Vereinen. Das heißt, 
werden diese für den Verein tätig, ist bei freiwilligen 
und unentgeltlichen Tätigkeiten nicht von einem 
Dienstverhältnis auszugehen. Werden die Helfer und 
Helferinnen allerdings für den Gastronomiebetrieb 
tätig, ist grundsätzlich von einem Dienstverhältnis 
auszugehen. In letzterem Fall sind diese Dienstnehmer 
bzw. Dienstnehmerinnen vom Gastronomiebetrieb bei 
der Gebietskrankenkasse anzumelden, sofern diese 
Personen nicht ohnehin bereits beim Gastronomiebe-
trieb in einem Dienstverhältnis stehen.

Beispiel: Ein Gastronom wird für ein Vereinsfest 
hinzugezogen. Der Gastronom übernimmt mit seinen 
beiden Angestellten den Ausschank. Gleichzeitig wer-
den Vereinsmitglieder im Rahmen von Serviertätigkei-
ten unentgeltlich für den Verein tätig. Bei den beiden 
Angestellten liegt ein Dienstverhältnis zum Gastrono-
men vor. Bei den Vereinsmitgliedern ist von keinem 
Dienstverhältnis auszugehen.

Marion Höllwerth, Mag. Birgit Mürwald, 
Kurt Schöppl, Melanie Rainsberger und Petra Trojer 

Wird nicht investiert, so steht dem Steuerpflichtigen jedenfalls der Grundfreibe-
trag in Höhe von 13 % des Gewinns, höchstens aber bis zu einem Gewinn in Höhe von  
€ 30.000,00 zu (maximaler Freibetrag € 3.900,00). Übersteigt nun der Gewinn € 30.000,00, 
kommt ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag hinzu.
Dieser ist gestaffelt und beträgt:
bis € 175.000,00 Gewinn: 	 13 %	 Gewinnfreibetrag
über € 175.000,00 bis € 350.000,00 Gewinn: 	 7 %	 Gewinnfreibetrag
über € 350.000,00 bis € 580.000,00 Gewinn: 	 4,5 %	 Gewinnfreibetrag
über € 580.000,00 Gewinn: 	 kein	 Gewinnfreibetrag
In Summe ergibt sich somit ein maximaler Gewinnfreibetrag von € 45.350,00 pro Jahr, wel-
cher durch Investitionen gedeckt sein muss.

Tipp von Mag. (FH) Viktoria Brunner

Gewinnfreibetrag bei 
Einzelunternehmen und betrieb-
lichen Mitunternehmerschaften



steuern und trends14

WIR wünschen ihnen ein frohes fest, einen guten rutsch und ein erfolgreiches Jahr 2017!
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Unter diesem Motto hatten die MitarbeiterInnen 
unserer Kanzlei die Gelegenheit, mit Gertrude 
Meißnitzer (Physiotherapeutin aus Salzburg) im 
Kammerlanderstall in Neukirchen ein ganzheitli-
ches Körper- und Entspannungstraining für Geist und 
Körper zu absolvieren. 
In dieser angenehmen Atmosphäre wurden in einer 
anatomischen Einführung die Strukturen der Wirbel-
säule, des Beckenbodens und der Rumpfmuskulatur 
anschaulich präsentiert und wir erhielten viele Tipps, 

mit diversen Übungen die sehr hohen Anforderungen 
an unsere körperlichen, geistigen und auch seelischen 
Leistungsfähigkeiten in unserer modernen Arbeitswelt 
leichter zu bewältigen.

Ein herzliches Vergelt’s Gott an dieser Stelle an  
Hermann, Thomas und Julian, dass uns immer wieder 
die Möglichkeit geboten wird, an so wertvollen Semi-
naren teilzunehmen.

Andrea Dreier

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Neu im TeamVerena Moser
Jahr der Geburt	 1986

Sternzeichen	 Wassermann

Hobbys	 Golfen, Lesen, Schwimmen, 
		  mit dem Hund spazieren gehen

Ausbildung	 –	 Lehre Bürokauffrau Krankenhaus Mittersill 
			   2002 - 2004 Lehrabschlussprüfung 2004
		  –	 Verwaltungsangestellte und Portier 2004 - 2005
		  –	 Ärztliche Schreibkraft 
			   Krankenhaus Mittersill 2005 - 2010
		  –	 Rechtsanwälte Brüggl & Harasser Partnerschaft 
			   Kitzbühel Rechtsanwaltssekretärin 2011 - 2012 
		  –	 Bipa Parfümerien GesmbH 2012 - 2013
		  –	 Libro Handeslgesellschaft mbH 2013 - 2015

Arbeitsbereich	 Sekretariat
im Team seit	 September 2016

BEWEGUNG ist LEBEN – LEBEN ist BEWEGUNG
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„Die Zeiten ändern sich, unsere Werte nicht“

Produkte sind austauschbar, Beziehungen nicht. Raiffeisen legt Wert auf 
dauerhafte und vertrauensvolle Beziehungen. Gerade in Zeiten der Verän-
derung. Die Zeiten ändern sich, die Raiffeisen-Werte aber bleiben bestehen. 

Raiffeisen ist eine der bekanntesten Marken des Lan-
des. Das Giebelkreuz kennt so gut wie jeder. Raiffeisen 
ist eine bunte Vielfalt und trägt einen wesentlichen Teil 
zur Nahversorgung in ländlichen Regionen bei, för-
dert die regionale Wertschöpfung und stärkt struktur-
schwache Gebiete. 

Was unterscheidet Raiffeisen 
von anderen? 
Die 150 Jahre alte Idee der Genossenschaft von Fried-
rich Wilhelm Raiffeisen ist aktueller denn je: Anteil ha-
ben, Anteil nehmen, Verantwortung übernehmen. Mit-
einander. Füreinander. Für die Ziele, die man hat. Für 
den Ort, in dem man lebt. 
In den Salzburger Raiffeisenbanken gibt es 63.900 Mit-
glieder und 568 Funktionärinnen und Funktionäre. An-
ders gesagt: Beinahe jeder achte Salzburger, jede achte 
Salzburgerin ist direkt beteiligt, damit Eigentümer und 
Mitentscheider, in 119 Salzburger Gemeinden.

Wussten Sie das?
Raiffeisen Salzburg trägt einen wesentlichen Teil zur 
Nahversorgung in ländlichen Regionen bei, fördert die re-
gionale Wertschöpfung und stärkt strukturschwache Ge-
biete. Nachhaltigkeit ist kein Trend, sondern Philosophie. 

•	 170 Genossenschaften aus unterschiedlichsten 
Branchen dienen der Bevölkerung. 

•	 3.000 Arbeitsplätze im Bundesland Salzburg, davon 
70 für Lehrlinge. 

•	 Jeder 48. Arbeitsplatz ist direkt oder indirekt Raiff-
eisen Salzburg zuzurechnen.

•	 400 Mio. € Bruttowertschöpfung in der Region.
•	 Jeder 62. erwirtschaftete Euro ist direkt oder indi-

rekt Raiffeisen Salzburg zuzuschreiben.

•	 160 Mio. € Steueraufkommen jährlich.
•	 Mit 2 Mio. € jährlich als Förderer von Sport,  

Kultur, Kunst.

Dafür steht Raiffeisen.
Regionalität. Solidarität. Subsidiarität. 
Die Werte von einst sind die Wurzeln, 
die uns noch heute tragen.

Unsere Verbindung zu Land und Leuten.
Keine andere Bank in Salzburg und Österreich ist so 
verwurzelt  wie Raiffeisen. Mehr als 2 Millionen Mit-
glieder und 16.000 Funktionärinnen und Funktionäre 
in 1.600 Genossenschaften schaffen rund 60.000 Ar-
beitsplätze. In über 2.000 Gemeinden Österreichs.

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken
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Saisonale Vermietung: 
Die Bedeutung der Einkünftezuordnung im Überblick

Rechtsprechung und Verwaltungspraxis messen bei der Zuordnung saisonaler Ver-
mietungseinkünfte zu den betrieblichen Einkünften bzw. zu jenen aus Vermietung 
und Verpachtung mit unterschiedlichem Maß. Die Konsequenzen dieser Zuordnung 
sind sowohl innerhalb als auch außerhalb des (Ertrag-)Steuerrechts weitreichend.

1. Einkunftsart
Während die Zuordnung saisonaler Vermietungsein-
künfte durch den Verwaltungsgerichtshof von der 
sogenannten Nebenleistungs-Judikatur geprägt ist („je 
mehr Nebenleistungen, desto eher Gewerbebetrieb“), 
stützt sich die Finanzverwaltung im Wesentlichen auf 
die im steuerlichen Massenverfahren praktikablere 
„10-Betten-Grenze“ bzw. „5-Appartement-Grenze“. 
Dies führt in vielen Grenzfällen zu unterschiedlichen 
Lösungen und ist der Rechtssicherheit damit wenig zu-
träglich. Andererseits eröffnen die unterschiedlichen 
Gewichtungskriterien dem Steuerpflichtigen Spielräu-
me, um mit Hilfe seines Steuerberaters vorausschau-
end zur gewünschten Einstufung zu gelangen.

2. Laufende Ergebnisermittlung
Während die Ermittlung des Gewinnes im kleinstruk-
turierten betrieblichen Bereich außerhalb der GmbH 
typischerweise über eine vollständige Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung bzw. eine davon abgeleitete Pauscha-
lierungsmethode erfolgt, findet die Ergebnisermittlung 
im außerbetrieblichen Bereich der Vermietung und 
Verpachtung im Wege einer Überschussrechnung statt. 
Auch wenn beide Rechnungen durch das Zufluss-Ab-
fluss-Prinzip geprägt und damit strukturell dem Grunde 
nach vergleichbar sind, zeigen sich im Detail doch bedeu-
tende Abweichungen zugunsten des Betriebsvermögens:

	 Während der gesetzlich vermutete Abschreibungs-
satz für saisonal vermietete Gebäude im betrieb-
lichen Bereich 2,5 % beträgt (bis Ende 2015: 3 %), 
beläuft sich dieser bei außerbetrieblichen Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung lediglich 
auf 1,5 %. Darüber hinaus wurde der vom Gesetz 
angenommene Anteil des Grund und Bodens im 
außerbetrieblichen Bereich auf grundsätzlich 40 % 
der Anschaffungskosten des Grundstückes erhöht, 
wobei aufgrund einer Verordnung des Finanzminis-
teriums („Grundanteilverordnung“) im Einzelfall 
allerdings ein geringerer Pauschalanteil für Grund 
und Boden möglich ist.

	 Bedeutende ertragsteuerliche Investitionsbe-
günstigungen wie der Gewinnfreibetrag und die 
Übertragung stiller Reserven sind ausschließlich 
im betrieblichen Bereich anwendbar.

	 Während im betrieblichen Bereich verschiedene 
Pauschalierungsmöglichkeiten wie z.B. die Gast-
gewerbepauschalierung in Betracht kommen, gibt 
es solche im außerbetrieblichen Bereich weder auf 
Gesetzes- noch auf Verordnungsebene. Allerdings 
sehen die Einkommensteuerrichtlinien des Finanz-
ministeriums auch für außerbetriebliche Einkünf-
te aus Vermietung und Verpachtung pauschale 
Abzugsmöglichkeiten in nicht unbedeutendem 
Ausmaß vor, sofern die „10-Betten-Grenze“ bzw. 
die „5-Appartment-Grenze“ eingehalten wird. 

	 Ein Verlustvortrag steht unverändert nur im 
betrieblichen Bereich zu. Im außerbetrieblichen 
Vermietungsbereich sind allerdings in bestimmten 
Fällen Aufwandsverteilungen über mehrere Jahre 
vorgesehen, die eine Verlustentstehung gegebenen-
falls von vornherein hintanhalten und das Manko 
des Verlustvortrags auf diese Weise verdecken.

	 Während Instandsetzungsaufwendungen bei saiso-
naler Wohnraumvermietung im betrieblichen Be-
reich sofort absetzbar sind, sind solche im Bereich 
der Vermietung und Verpachtung grundsätzlich auf 
15 Jahre (bis Ende 2015: 10 Jahre) zu verteilen. Zur 
sogenannten „25-%-Grenze“, die auch im außerbe-
trieblichen Vermietungsbereich eine Sofortabset-
zung von Instandsetzungsaufwendungen ermög-
licht, erteilen Ihnen die fachlich versierten Kräfte 
in unseren Kanzleien gerne Auskunft.

	 Die Liebhabereiproblematik ist im betrieblichen 
Bereich insgesamt weniger stark ausgeprägt als im 
Bereich der Vermietung und Verpachtung.
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3. Vermögensstamm
Aufgabe der Vermietung: Wird eine als betrieblich 
eingestufte saisonale Vermietung aufgegeben, greift für 
das Gebäude grundsätzlich der Betriebsaufgabetatbe-
stand des § 24 Einkommensteuergesetz (= Versteue-
rung der stillen Reserven des Gebäudes), während die 
Aufgabe der Vermietung im außerbetrieblichen Bereich 
keine ertragsteuerlichen Konsequenzen zeitigt. Zur 
praktisch wichtigen, allerdings mit Hürden gespickten 
betrieblichen Ausnahmebestimmung „Hauptwohn-
sitzbefreiung im Rahmen der Betriebsaufgabe“, zum 
Aufgabefreibetrag, zur Möglichkeit der Progressi-
onsermäßigung und zur Anwendbarkeit des halben 
Steuersatzes erteilen Ihnen die Steuerberater unserer 
Kanzleien gerne entsprechende Auskünfte.

Veräußerung der Immobilie: Durch die seit 2012 gel-
tende neue Immobilienertragsbesteuerung sind die 
Unterschiede bei der Veräußerung einer Immobilie 
aus dem Betriebs- bzw. Privatvermögen stark nivelliert 
worden. Genauere Auskünfte zu diesem komplexen 
Thema erhalten Sie ebenfalls von den Steuerberatern 
in unseren Büros.

4. Umsatzsteuerrecht
Der umsatzsteuerliche Unternehmerbegriff als eines 
der zentralen Tatbestandsmerkmale für einen steu-
erbaren Umsatz ist grundsätzlich unabhängig vom 
Ertragsteuerrecht zu sehen und umfasst in aller Regel 
sowohl den betrieblichen Vermieter als auch jenen 
des außerbetrieblichen Bereiches. Umsatzsteuerliche 
Befreiungsbestimmungen wie beispielsweise die Klein-
unternehmerregelung differenzieren ebensowenig 
zwischen der betrieblichen und außerbetrieblichen er-
tragsteuerlichen Sphäre wie Steuersatzbestimmungen.

5. Einzelaufzeichnungs-, Belegertei-
lungs- und Registrierkassenpflicht
Während betriebliche Vermieter unter die allgemeinen 
Regeln der Einzelaufzeichnungs-, Belegerteilungs- und 
Registrierkassenpflicht fallen, ist die Verpflichtung zur 
Führung einer Registrierkasse im außerbetrieblichen 
Bereich generell nicht vorgesehen. Allerdings besteht 
seit 01.01.2016 auch im außerbetrieblichen Vermie-
tungsbereich eine durchgehende Einzelaufzeichnungs- 
und Belegerteilungspflicht.

6. Gewerberecht
§ 111 Abs. 2 Z 4 der Gewerbeordnung (GewO) stellt – 
vergleichbar der Verwaltungspraxis bei der ertragsteu-
erlichen Einkünftezuordnung – auf die Bettenanzahl 
ab und verlangt bei der Beherbergung von Gästen je-
denfalls dann eine Gastgewerbeberechtigung im Sinne 
des § 94 Z 26 GewO, wenn mehr als 10 Fremdenbetten 
bereitgestellt werden. Diese restriktive Vorgabe, die 
auch im Zuge der jüngsten Novellierung der Gewer-
beordnung nicht geändert wurde, wird in der Praxis 
oftmals nicht beachtet und von den zuständigen Be-
hörden auch immer wieder geahndet. Als zusätzliches 
Problemfeld kann sich in diesem Gefolge das Erforder-
nis einer Betriebsanlagengenehmigung auftun.

7. Sozialversicherung
Während Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
grundsätzlich in keine der sozialversicherungsrechtli-
chen Bemessungsgrundlagen einbezogen werden (und 
auch bei den Zuverdienstgrenzen für vorzeitige Alters-
pensionen u.ä. nicht bedeutsam sind), sind betriebli-
che Beherbergungseinkünfte regelmäßig Bestandteil 
einer SV-Bemessungsgrundlage.

Eine bedeutende Ausnahme von der SV-Pflicht im 
betrieblichen Bereich findet sich in § 4 Abs. 1 Z 7 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes („Kleinst-
unternehmerbefreiung“), wobei die Voraussetzungen 
allerdings restriktiv gehalten sind: So dürfen die jähr-
lichen versicherungspflichtigen Einkünfte die 12fache 
Geringfügigkeits grenze nicht überschreiten (das 
sind ca. 5.000 €), der Jahresumsatz aus sämtlichen (!) 
unternehmerischen Tätigkeiten darf nicht über der 
Kleinunternehmergrenze des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) liegen (das sind  zumindest 30.000 €) und es 
darf keine gewerbliche Pflichtversicherung von mehr 
als 12 Kalendermonaten in den letzten 5 Jahren bestan-
den haben bzw. muss das Regelpensionsalter erreicht 
oder das 57. Lebensjahr vollendet worden sein, wobei 
in letzterem Fall in den letzten 5 Jahren vor Antrag-
stellung keine Überschreitung der oben erwähnten 
Einkünfte- und Umsatzgrenze erfolgt sein darf.

StB. Dr. Peter Pülzl, LL.M.
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Das Erbrechtsänderungsgesetz, kurz ErbRÄG, umfasst 
beinahe den gesamten erbrechtlichen Normbestand. 
Diese neuen Gesetzesbestimmungen kommen für 
Todesfälle nach dem 31.12.2016 zur Anwendung.

Wichtige Änderungen im Überblick:

1. Sprachliche Anpassungen

Zahlreiche Begriffe wurden modernisiert und durch 
verständlichere ersetzt. So wurde aus dem Noterben 
der Pflichtteilsberechtigte, aus dem Legat das Ver-
mächtnis und aus dem Erblasser der Verstorbene. 
Außerdem wurden die erbrechtlichen Bestimmungen 
behutsam an die moderne Sprache angepasst.

2. Gesetzliches Erbrecht

Durch das ErbRÄG wird das gesetzliche Erbrecht der 
Ehegatten bzw. eingetragenen Partner weiter gestärkt. 
So fällt dem Ehegatten oder eingetragenen Partner 
eines kinderlosen und elternlosen Verstorbenen die 
Erbschaft zur Gänze zu, etwaige Geschwister und 
Großeltern werden verdrängt.

Das gesetzliche Erbrecht sowie ein Unterhaltsanspruch 
des überlebenden Teils bleiben auch dann bestehen, 
wenn im Zeitpunkt des Todes bereits ein Verfahren über 
die Auflösung der Ehe bzw. Partnerschaft eingeleitet 
wurde. Dies gilt jedoch nicht, wenn bereits zu Lebzeiten 
eine Vereinbarung über die Aufteilung des ehelichen/
partnerschaftlichen Vermögens getroffen wurde.

Eine testamentarische Verfügung zugunsten des über-
lebenden Ehegatten gilt bei Einleitung eines Verfahrens 
über die Auflösung der Ehe im Zweifel als aufgehoben.

3. Pflichtteilsrecht

Das Pflichtteilsrecht der Vorfahren des Verstorbenen 
wurde abgeschafft.

Dem Pflichtteilsberechtigten steht der Pflichtteilsan-
spruch bzw. -ergänzungsanspruch in Geld zu, sofern er 
seinen Pflichtteil nicht bereits durch Zuwendungen oder 
Schenkungen seitens des Verstorbenen erhalten hat. Der 
Pflichtteilsanspruch entsteht mit dem Tod des Erblassers 
und wird ein Jahr nach dessen Tod fällig. Kann der Pflicht-
teil nicht gänzlich durch die Verlassenschaft gedeckt 
werden, so müssen Erben und Vermächtnisnehmer zu 
seiner Deckung verhältnismäßig beitragen, danach auch 
Geschenknehmer. Pflichtteilsberechtigte Geschenkneh-
mer unbefristet, andere auf die Dauer von zwei Jahren, ab 
dem Zeitpunkt an dem das Geschenk gemacht wurde.

Der Begriff der Schenkung wurde erweitert und ver-
einfacht. Geschenknehmer müssen nun gleichteilig 
zur Erfüllung des Schenkungspflichtteils beitragen.

Der Verstorbene kann jedoch letztwillig verfügen, dass 
Schenkungen an einen Pflichtteilsberechtigten nicht 
auf dessen Pflichtteil anzurechnen sind. 

Um Erben durch die Pflicht zur Leistung des Pflichtteils 
nicht in ihrer wirtschaftlichen Existenz zu gefährden, wur-
den verschiedene Stundungsmöglichkeiten geschaffen.

Das neue Erbrecht ab 2017

... zur Geburt ihres Sohnes Maximilian im Oktober 2016

Wir gratulieren
Margit und Christian Wieser
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	 Letztwillige Stundung 
Der Verstorbene selbst kann die Stundung des 
Pflichtteils auf höchstens 5 Jahre nach seinem Tod 
letztwillig anordnen (entweder die Ausfolgung des 
gesamten Pflichtteils oder die Erbringung in Teil-
leistungen). Die Stundung oder Teilleistung kann 
durch das Gericht mehrmals erstreckt werden, in 
besonderen Fällen bis auf insgesamt 10 Jahre. 
Trifft diese Anordnung den Pflichtteilsberechtigten 
jedoch unbillig hart, kann das Gericht eine Kürzung 
oder Aufhebung anordnen.

	 Gerichtliche Stundung auf Antrag  
des Pflichtteilsschuldners 
Auf Antrag des Pflichtteilsschuldners kann der 
Anspruch auf den Pflichtteil auf höchstens 5 Jahre 
gestundet werden, wenn ihn die Erfüllung bei 
Berücksichtigung aller Umstände unbillig hart 
träfe. Das Gesetz nennt als Beispiele die drohende 
Veräußerung einer dem dringenden Wohnbedürf-
nis dienenden Wohnung oder eines Unternehmens, 
das die wirtschaftliche Lebensgrundlage darstellt. 
Ebenso ist die Stundung des Geldpflichtteilsan-
spruchs möglich, wenn ansonsten der Fortbestand 
eines Unternehmens erheblich gefährdet ist.  Bei 
besonders berücksichtigungswürdigen Umständen 
ist wiederum eine Erstreckung auf höchstens 10 
Jahre zulässig.

4. Pflegevermächtnis

Mit dem Pflegevermächtnis werden Pflegeleistungen 
abgegolten, die nahe Angehörige des Verstorbenen die 
letzten drei Jahre vor dessen Tod erbracht haben, vor-
ausgesetzt sie haben sonst keine Zuwendungen oder ein 
Entgelt für die Pflege erhalten. Weiters muss die Pflege 
über mindestens sechs Monate in nicht bloß geringfü-
gigem Ausmaß erfolgt sein, das heißt, dass im Monat 
mehr als 20 Stunden für die Pflege aufgewendet wurden.

Die Höhe des Vermächtnisses hängt von Art, Dauer 
und Umfang der Leistung ab. Die Bemessung der Höhe 
richtet sich nach dem Nutzen des Empfängers, an den 
ersparten Aufwendungen für eine andere Arbeitskraft.

5. Testamentsrecht

Die bisherigen Testamentsformen sind ident geblie-
ben, neue Testamentsformen wurden nicht zuge-
lassen. Es wurde jedoch erstmals eine allgemeine 
Definition der Testierfähigkeit aufgenommen.

Bisher konnten besachwalterte Personen, sofern 
dies bei der Bestellung des Sachwalters ausdrücklich 
angeordnet wurde, nur mündlich vor Gericht oder ei-
nem Notar testieren. Diese Beschränkung wurde nun 
wegen Gleichheitswidrigkeit und Verstoß gegen die 
UN-Behindertenrechtskonvention aufgehoben.

	 Reform des fremdhändigen Testaments 
Zum Schutz vor Fälschungen und untergeschobenen 
Urkunden muss der Verfügende nun die Urkun-
de mit einem eigenhändig geschriebenen Zusatz 
versehen, dass diese Urkunde seinen letzten Willen 
enthält. Dabei soll beispielsweise „Mein Wille“ aus-
reichend sein, nicht jedoch ein bloßes “OK“. 
 
Der Verfügende muss das fremdhändige Testament 
überdies vor drei gleichzeitig anwesenden Zeugen 
unterschreiben und den obengenannten eigenhändi-
gen Zusatz anfügen. Die Testamentszeugen müssen 
eigenhändig unterschreiben und auf ihre Eigenschaft 
als Zeugen hinweisen. Die Identität der Zeugen muss 
aus der Urkunde hervorgehen, weshalb Namen 
und Geburtsdaten anzugeben sind. Weiterhin ist es 
jedoch nicht erforderlich, dass die Zeugen den kon-
kreten Inhalt des Testaments kennen. Die wichtigste 
Änderung beim Nottestament besteht darin, dass 
mit neuer Rechtslage auch mündig Minderjährige 
(Personen zwischen 14 und 18 Jahren) als Zeugen 
eines Nottestaments in Frage kommen.

	 Reform der Befangenheitsgründe 
Durch die neue Rechtslage wurden die Regeln über 
die Befangenheit von Testamentszeugen ausge-
weitet. Als relativ zeugnisunfähig, weil befangen 
hinsichtlich der Zuwendung für die bedachte 
Person galten bisher die letztwillig bedachte Person 
selbst, dessen Ehegatten und nahe Angehörige, 
eingetragene Partner, Eltern, Kinder, Geschwister 
oder in demselben Grad verschwägerte Personen 
und Bedienstete des letztwillig Bedachten. Dieser 
Kreis wurde nun um folgende Personengruppen 

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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erweitert: den Lebensgefährten des Bedachten und 
dessen Angehörige, gesetzliche Vertreter, Vorsorge-
bevollmächtigte, vertretungsbefugte Organe, Gesell-
schafter, Machthaber und Dienstnehmer bedachter 
Personen oder rechtsfähiger Gesellschaften.

6. Erbunwürdigkeit

Das neue Recht schafft 2 Kategorien von Erbunwürdigkeit:

	A bsolute Erbunwürdigkeitsgründe: 
Darunter fallen vorsätzlich begangene gerichtlich 
strafbare Handlungen, die mit mehr als einjähriger 
Freiheitsstrafe bedroht sind und sich gegen den 
Verstorbenen oder die Verlassenschaft richten, 
sowie Angriffe auf den letzten Willen des Verstor-
benen (zur Errichtung des letzten Willens zwingen, 
daran zu hindern oder arglistig vereiteln, bzw. 
einen errichteten letzten Willen zu underdrücken.) 
Die absoluten Erbunwürdigkeitsgründe wirken 
von Gesetzes wegen, d.h. auch ohne Anordnung 
des Erblassers, können aber durch Verzeihung des 
Erblassers aufgehoben werden.

	R elative Erbunwürdigkeitsgründe: 
Sie führen nur dann zur Erbunwürdigkeit, wenn 
der Verstorbene nicht mehr testierfähig war, oder 
aus Unkenntnis bzw. aus sonstigen Gründen nicht 
in der Lage war die betreffende Person zu enterben 
und er auch nicht zu erkennen gegeben hat, dass er 
ihm verziehen hat.

 
Als relative Erbunwürdigkeitsgründe  
kommen in Betracht: 
Vorsätzlich begangene gerichtlich strafbare Hand-

lungen gegen nächste Angehörige des Verstorbenen, 
die Zufügung schweren seelischen Leidens auf vor-
werfliche Weise und die gröbliche Verletzung von 
familiären Pflichten gegenüber dem Verstorbenen.

7. AuSSerordentliches Erbrecht 
der Lebensgefährten

Hatte ein Verstorbener keine Erben, so fiel die Erb-
schaft nach alter Rechtslage dem Staat zu (Aneignung 
durch den Bund). Durch das ErbRÄG erhält der Le-
bensgefährte des Verstorbenen beim Fehlen gesetzli-
cher Erben die gesamte Erbschaft.

Dieses außerordentliche Erbrecht ist an folgende 
Bedingung geknüpft:

	 Der Lebensgefährte muss mit dem Verstorbenen 
zumindest in den letzten drei Jahren vor dessen 
Tod im gemeinsamen Haushalt gelebt haben.

	 Ist ein gemeinsamer Haushalt aufgrund von ge-
sundheitlichen (z.B. Altersheim) oder beruflichen 
Gründen nicht möglich, muss zumindest die für 
einen Lebensgefährten typische besondere Verbun-
denheit bestehen.

Überdies kann der Lebensgefährte für die Dauer von 
einem Jahr die bisherige Wohnung weiter bewohnen 
und die Haushaltsgegenstände weiter benutzen.

StB Mag. Julian Holleis

... zur Geburt ihrer Tochter Paula im September 2016 

Wir gratulieren

Eva Lachmayer und Andreas Rainer
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Foto v.l.n.r.: StB Mag. Thomas Fritzenwallner,  
Bernhard Gruber, Jürgen Kantner, StB Hermann 
Gandler, StB Mag. Julian Holleis und 
StB Heinrich Fritzenwallner

Jürgen Kantner ist seit November 1996 in unserem 
Haus. Anfangs bei der Steuerberatung und seit August 
2000 in der Unternehmensberatung. Verbunden mit 
dem Einstieg von Jürgen war auch der Umstieg auf  
die Business Software von BMD. Von Beginn an ist  
Jürgen unser umsichtiger und kompetenter Betreuer 
auf diesem Gebiet, sowohl firmenintern als auch für 
unsere Klienten. Als Unternehmensberater hat er maß- 
geblichen Anteil am Aufbau und am Erfolg der Gruber  
& Partner Unternehmensberatung GmbH.

Im Rahmen einer Feier im TAURISKA-Kammerlander-
stall durften sich die Geschäftsführer und Mitarbeiter für 
die langjährige Treue  bedanken und ihre Freude auf eine 
weiterhin gute Zusammenarbeit zum Ausdruck bringen.

Bernhard Gruber, Akademischer 
Unternehmensberater, CMC, CSE

Wir gratulieren Jürgen Kantner 
… zum 20-jährigen Dienstjubiläum

Neu im TeamMARCO ALTENBERGER, BA
Jahr der Geburt	 1990

Sternzeichen	 Stier

Hobbys	 Skifahren, Tennis, Reisen, Mountainbiken, Wandern

Ausbildung	 –	 Fachhochschule Salzburg - Bachelorstudium 
			   Betriebswirtschaftslehre 2013-2016
		  –	 Karl-Franzens-Universität Graz: 
			   Betriebswirtschaftslehre 2012-2013
		  –	 Tourismus- und Wirtschaftsschulen 
			   Bramberg 2005-2011
		  –	 Zivildienst (3 Monate Verlängerung): 
			   Hilfswerk Zell am See 2011-2012
Praktika	 –	 Porsche Bank AG (Frühjahr 2016): 
			   Abteilung: Auslandscontrolling
		  –	 Porsche Holding GmbH (Sommer 2015): 
			   Abteilung: Konzernbilanzierung
		  –	 Porsche Holding GmbH (Sommer 2014):  
			   Abteilung: Konzern-Steuern
		  –	 Finanzamt Zell am See (Sommer 2013): 
			   Abteilung: Betriebsprüfung & Abgabensicherung 

Arbeitsbereich	 Bilanzierung, geplant Steuerberater-Berufsanwärter
im Team seit	 Dezember 2016

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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In manchen Situationen ist es erforderlich, das Augen-
merk auf die kurzfristige Liquidität zu richten, um die 
Zahlungsfähigkeit des Unternehmens sicherzustellen. 
Dazu ist ein Liquiditätsplan je Monat/Woche wie folgt 
zu erstellen:

Anfangsbestand Betriebsmittelkredit
+/- Liquidität aus dem laufenden Geschäftsbetrieb
+/- Liquidität aus dem Status 
= Endbestand Betriebsmittelkredit

Die Endbestände des Betriebsmittelkredits der einzelnen 
Perioden müssen dann mit dem mit der Bank vereinbar-
ten Rahmen verglichen werden.

Liquidität aus dem Status

Künftige Einzahlungen können zum Beispiel Kundenfor-
derungen, Forderungen aus Anlagenverkauf oder Lager-
abbau betreffen. Kundenforderungen sollten entweder 
anhand eines Zahlungsspektrums (wie viel Prozent der 
Kunden zahlen sofort, nach einem Monat usw.) oder bei 
großen Projekten durch exakte Planung des Datums des 
Zahlungseingangs genau geplant werden. Das Gegenstück 
sind die Auszahlungen aus dem Status, die zum Beispiel 
Lieferverbindlichkeiten, Steuern und Abgaben betreffen.

Liquidität aus dem laufenden 
Geschäftsbetrieb

Dazu ist eine Planung der Umsätze, des Wareneinsat-
zes, der Personalkosten, des sonstigen Aufwandes, der 
Investitionen und des Privat- bzw. Gesellschafterbe-
reichs erforderlich.

MaSSnahmen für kurzfristige 
Liquiditätsengpässe

Verschieben von Auszahlungen, Verhandlungen mit 
der Bank oder mit Lieferanten, Einzahlungen von Kun-
den beschleunigen (z.B. wenn möglich Anzahlungen 
vereinbaren).

Quelle: Atikon - Online-Steuernews für Klienten 12/2016

 
Die Gruber & Partner Unternehmensberatung GmbH 
unterstützt Sie gerne bei den notwendigen Maßnahmen.

Bernhard Gruber
Akademischer Unternehmensberater, 

CMC, CSE

Kurzfristige Liquiditätsplanung

Gruber 
& Partner
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www.gruber-partner.at

Geschäftsführer: Bernhard Gruber
Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE

5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344 
Tel. 06565 2091, Fax 06565 2091 460

5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b
Fax 06562 48658 440, office@gruber-partner.at
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Seit der Finanzkrise in 2007/08 traf die Europäische 
Zentralbank (EZB) als Hüterin des Euros viele Maß-
nahmen, die vor den Krisenjahren noch undenkbar 
gewesen wären. Auf die historischen Aussage im Jahr 
2012 „alles zu tun“ um den Euro zu retten, folgten wei-
tere Programme zur Stabilisierung des Euroraumes. 
Auch der Leitzins wurde in den letzten Jahren mehr-
mals gesenkt, bis zu einem Rekordtief von derzeit 0,0 
Prozent. Im März 2015 wurde zusätzlich ein großes 
Staatsanleihenkaufprogramm gestartet. 

Solche Aktionen haben der EZB immer wieder Lob 
und Kritik der öffentlichen Meinung gebracht. In letz-
ter Zeit wurden Stimmen laut, die insbesondere die 
Niedrigzinspolitik der EZB bemängeln, und dabei auf 
die negativen Auswirkungen dieser Politik auf Sparein-
lagenrenditen verweisen. Diese Debatten ignorieren 
aber die wahren Ursachen der niedrigen Zinsen.  

Ein Blick auf historische Daten zeigt, dass Nominalzin-
sen seit 30 Jahren fallen. Während sich die Kreditkos-
ten für die US-Regierung im Jahr 1980 noch auf rund 13 
Prozent beliefen, sanken sie über die Jahrzehnte von 8 
Prozent im Jahr 1990 und 5 Prozent im Jahr 2000 auf 2 
Prozent im April 2015. Ein ähnliches Bild ergibt sich für 
Österreich, wo die Zinssätze für die gleiche Art Staats-
anleihen von 9 Prozent im Jahr 1980 auf 5 Prozent im 
Jahr 2000 fielen. Dieses Jahr erreichten sie schon ein 
Tief von unglaublichen 0,1 Prozent. 

Zwei Faktoren sind für den Rückgang der Nominal-
zinsen zentral: zum einen der Rückgang der Inflation 
und zum anderen der Rückgang der realen Renditen. 
Die Inflationsraten in den 1980er Jahren lagen in 

Österreich noch bei etwa 4 Prozent, in den 2000er 
Jahren schon nur mehr bei 2 Prozent, und die jetztigen 
Euroraum-Inflationsprognosen für die nächsten 10 
Jahre sind mit 1,4 Prozent weit entfernt vom EZB-Ziel 
stabiler Preise bei Inflationsraten knapp unter 2 Pro-
zent. Der USA ergeht es ähnlich.

Fallende Inflationsraten erklären deshalb einen Groß-
teil der fallenden Nominalzinsen und sind ein Resultat 
besserer Geldpolitik. Für die Rendite der Sparer zählt 
aber nicht die Inflationsrate. Für sie zählt nur der 
sogenannte Realzins. Dieser ist ebenfalls in den letzten 
Jahrzehnten stetig gefallen.

Was ist aber die Ursache für den Rückgang der Real-
zinsen? Die Realzinsen hängen von einer ganzen Reihe 
von wirtschaftlichen Faktoren ab, einschließlich der 
ökonomischen Wachstumsaussichten. Letzten Endes 
ist es die volkswirtschaftliche Leistungskraft, welche 
die Renditen der Investitionen bestimmt. In einer 
schnell wachsenden, noch im Aufbau befindenden 
Volkswirtschaft sollten die Realzinsen hoch sein, und 
die viel versprechenden ökonomischen Konjunktur-
aussichten reflektieren.  Das Gegenteil gilt für eine 
Volkswirtschaft, die sich in einer Rezession befindet, 
oder bereits über einen hohen Kapitalstock verfügt.

Der derzeitige niedrige Stand der Renditen spiegelt 
deshalb niedrige Wachstumserwartungen. Diese wer-
den von zwei Theorien durchleuchtet. Die sogenannte 
„sekuläre Stagnation“ Theorie erkärt magere Wachs-
tumserwartungen mit demografischen Entwicklun-
gen, steigenden Kapitalstockbestände und fehlenden 
Reformen. Eine andere Theorie sieht den Schulden-

Die Europäische Zentralbank 
und die wahren Ursachen der niedrigen Renditen 1)

... zur bestandenen Prüfung zur diplomierten Buchhalterin 

Wir gratulieren

Michaela Breuer
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stand, mit dem viele öffentliche und private Haushalte 
seit der Krise zu kämpfen haben, als Konjukturbrem-
se, da sie Investitionen im privaten und öffentlichen 
Bereich erschweren. Somit bekommt der Sparer 
keinen höheren Zinssatz, weil Ersparnisse reichlich 
vorhanden sind und gleichzeitig Unternehmen keine 
Investitionen tätigen.

Der große Unterschied dieser beiden Theorien liegt in 
der jeweiligen Interpretation der Zukunft. Die „sekuläre 
Stagnation“ Theorie prognostiziert magere Wachs-
tumsaussichten auch für die nächsten Jahrzehnte, da 
zBsp demografische Faktoren nicht so einfach ver-
schwinden werden. Deshalb sollte man noch für eine 
sehr lange Zeit mit niedrigen Zinsen rechnen. In der 
„Schuldenüberhang“ Theorie spricht hingegen nichts 
gegen ein erhöhtes Wirtschaftswachsum, sobald sich 
der Schuldenstand der öffentlichen und privaten Sekto-
ren verbessert hat. Die Niedrigzinsen helfen dabei, und 
kurbeln gleichzeitig neue Investitionen an, was letztend-
lich auch zu höheren Renditen für Sparer führen wird. 

Welche Theorie denn die Zukunftsweisendere ist, 
wird man erst in den nächsten Jahren sehen. Sicher 
ist, dass die EZB nicht die „Ursache“ der Niedrig-

zinsen ist, sondernd nur ihre Symptome bekämpft. 
Die EZB hat ihren Zinssatz reduziert, um sich auf die 
abfallende Konjunktur anzupassen. Die Rolle der EZB 
ist es, eine entsprechende Erhöhung der Inflation zu 
erreichen, die mit ihrem Mandat von stabilen Preisen, 
bei einer Inflationsrate von knapp unter 2 Prozent, 
vereinbar ist. Derzeit liegt die Inflation bei 0,5 Pro-
zent, also weit weg von ihrem Mandat. Alle voreiligen 
Zinserhöhungen würden die immer noch schwache 
volkswirtschaftliche Erholung behindern und die dar-
aus resultierende Rezession würde Investitionen und 
Renditen weiterhin im Zaum halten.  

Die Diskussion muss daher über eine vorschnelle 
Schuldzuweisung an die EZB, die nur versucht ihre Ar-
beit zu tun, hinausgehen. Stattdessen sollten wir uns 
über die wahren Ursachen bewusst sein, die weit über 
den Handlungsbereich der EZB hinausreichen. 

1) Dieser Artikel bezieht sich teilweise auf Guntram Wolff‘s 
Artikel „Warum die EZB an den Mini-Zinsen nicht Schuld 
ist“, erschienen am 05.05.2015 in Die Welt.

Pia Hüttl
Affiliate Fellow, Bruegel

Mit 31.12.16 endet grundsätzlich die 7-jährige Aufbewahrungspflicht für Geschäftsunterlagen 
des Jahres 2009. Weiterhin aufzubewahren sind Unterlagen, welche für ein anhängiges Abga-
ben- oder sonstiges behördliches/gerichtliches Verfahren von Bedeutung sind. 
Unterlagen für Grundstücke bei Vorsteuerrückverrechnung sind 12 Jahre lang aufzubewahren. 
Dienen Grundstücke nicht ausschließlich unternehmerischen Zwecken und wurde beim nicht-
unternehmerischen Teil ein Vorsteuerabzug in Anspruch genommen, verlängert sich die Auf-
bewahrungspflicht unter gewissen Voraussetzungen auf 22 Jahre. Die Aufbewahrungspflicht 
für Unterlagen im Zusammenhang mit Grundstücken beträgt auch 22 Jahre, wenn mit der Ver-
mietung zu Wohnzwecken bzw. unternehmerischen Nutzung des Grundstückes ab 01.04.2012 
begonnen wurde. Keinesfalls sollen Unterlagen vernichtet werden, die zur Beweisführung z.B. 
bei Produkthaftung, Eigentums-, Bestands- und Arbeitsvertragsrecht dienen.

Tipp von Stb Mag. Julian Holleis 

Aufbewahrungspflichten
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